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49 Verordnung 
über Anderung einiger Geſellſchaftsſteuerſätze. 
i Von 31. 3. 1933. 

Auf Grund des $ 1 Biffer 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

Artikel I 

An Stelle der Tarifnummer I a und b des übernommenen Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 
(R. G. Bl. S. 639) in der für die Freie Stadt Danzig geltenden, zuletzt durch die Geſetze vom 18. März 
1929 (G. Bl. S. 41) und vom 2. Mai 1931 (G. Bl. S. 67) abgeänderten Faſſung treten folgende Be⸗ 
ſtimmungen über Kapitalgeſellſchaften: 

8 1 

(1) Die Geſellſchaftsſteuer beträgt eins vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, wenn 
die Geſellſchaftsverträge oder Geſellſchaftsbeſchlüſſe betreffen: 

a) die Errichtung von inländiſchen Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
ſowie die Erhöhung des Grundkapitals ſolcher Geſellſchaften, 

b) die Errichtung von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ſowie die Erhöhung ihres Stamm⸗ 
kapitals oder die Einforderung von Nachſchüſſen bei ſolchen Geſellſchaften. 

(2) Als Wert des Gegenſtandes gilt: 

im Falle zu a) des Abſatzes 1 das Grundkapital oder der Betrag der Erhöhung dieſes Kapitals zu⸗ 
züglich des Betrages, um den der Nennwert der das Grundkapital oder die Kapitalerhöhung bil⸗ 
denden Aktien durch den Betrag überſchritten wird, für den fie von den erſten Erwerber (Gründern, 
Aktionären, Übernahmekonſortien uſw.) übernommen werden; 

im Falle zu b) des Abſatzes 1 das Stammkapital oder der Betrag der Erhöhung dieſes Kapitals zu⸗ 
züglich des Wertes der von den Geſellſchaftern außer der Leiſtung der Stammeinlagen übernommenen 
Leiſtungen oder des Betrages der eingeforderten Nachſchüſſe. i 

(8) Werden die Aktien oder die Geſchäftsanteile nicht gegen Barzahlung übernommen, ſo tritt 
an Stelle des im Abſatz 2 bezeichneten Wertes der Geſamtwert der Gegenleiſtungen (Sacheinlagen). 

(4) Der Senat iſt befugt, bei vorhandenem Finanzbedarf und unter Bekanntgabe im: Geſetz⸗ 
blatt für die Dauer eines Haushaltsjahres einen allgemeinen Zuſchlag zu der Steuer (Abf. 1) zu be⸗ 
ſchließen. Die Höhe des Zuſchlags darf 100 v. H. der Steuer nicht überſteigen. Er gilt als Steuer im 
Sinne dieſes Geſetzes. 
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Die nach $ 1 zu erhebende Steuer ermäßigt ſich auf die Hälfte: 

1. wenn die Erhöhung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien in unmittelbarem Zuſammenhang mit einer der Beſeitigung oder Verhütung einer Unter⸗ 
bilanz dienenden Herabſetzung erfolgt inſoweit, als der Ausgabebetrag der neuen Aktien den zur 
Beſeitigung oder Verhütung der Unterbilanz erforderlichen Betrag der Kapitalherabſetzung nicht 
überſteigt; 

2. wenn und ſoweit die Erhöhung des Stammkapitals einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
oder die Einforderung von Nachſchüſſen zur Deckung eines Verluſtes am Stammkapital (Beſei⸗ 
tigung oder Verhütung einer Unterbilanz) erforderlich ift; | 
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3. wenn bei der Verſchmelzung von Kapitalgeſellſchaften das Vermögen der einen Geſellſchaft (über- 
tragende Geſellſchaft) im ganzen auf eine andere Geſellſchaft (übernehmende Geſellſchaft) gegen 
Gewährung von Geſellſchaftsrechten dieſer Geſellſchaften übertragen wird; 

4. wenn bei der Verſchmelzung von Kapitalgeſellſchaften eine neue Kapitalgeſellſchaft gebildet wird, 
auf die das Vermögen jeder der ſich vereinigenden Geſellſchaften im ganzen gegen Gewährung 
von Geſellſchaftsrechten der neuen Geſellſchaft übertragen wird; 

5. wenn bei der Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine Kapitalgeſellſchaft anderer Rechts⸗ 
form das Vermögen der umzuwandelnden Geſellſchaft im ganzen auf die neu errichtete Geſell⸗ 
ſchaft gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten der neuen Geſellſchaft übertragen wird; 

6. wenn bei der Umwandlung einer Genoſſenſchaft in eine Kapitalgeſellſchaft das Vermögen der 
umzuwandelnden Genoſſenſchaft im ganzen gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten auf die 
neu errichtete Kapitalgeſellſchaft übertragen wird. 

8 3 ; 184 

Soweit Schuldverſchreibungen (R. St. G. Tar. Nr. 2 in der Faſſung des Art. I Nr. 8 des Ge 
ſetzes vom 18. 3. 1929 — G. Bl. S. 41) auf Grund eines bereits bei ihrer Ausgabe einge⸗ 
räumten Wahlrechts in Aktien umgewandelt werden, wird die für die Schuldverſchreibungen entrichtete 
Wertpapierſteuer auf die Geſellſchaftsſteuer angerechnet. 


8 4 | | 

Wird in den Fällen då $$ 1 und 2 das Geſellſchaftskapital oder der Betrag der Nachſchüſſe nicht 
voll eingezahlt, jo iſt auf Antrag zu geſtatten, zunächſt nur denjenigen Steuerbetrag zu zahlen, der, 
dem eingezahlen Kapital (den eingezahlen Nachſchüſſen) entſpricht, und den Reſt nach Maßgabe der 
erfolgenden Einzahlungen nachträglich zu entrichten. 


8 5 

Die Vorſchriften der 88 1 bis 4 finden auch Anwendung auf im Ausland geſchloſſene Geſellchafts⸗ 
verträge, welche die Errichtung gleicher oder ähnlicher Geſellſchaften zum Gegenſtande haben, ſofern die 
Geſellſchaften ihren Sitz im Inland nehmen oder im Inland eine Zweigniederlaſſung errichten und 
ihre Eintragung in das Handelsregiſter erfolgt iſt. Dasſelbe gilt bei Erhöhungen des Grund- oder, 
Stammkapitals oder bei der Einforderung von Nachſchüſſen. 7 

$ 6 

(1) Wird von einer ausländiſchen Geſellſchaft im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Zweig⸗ 
niederlaſſung errichtet, jo berechnet ſich die Geſellſchaftsſteuer nach dem Werte des Anlage- und Be: 
triebskapitals der inländiſchen Zweigniederlaſſung. Sit ihr kein beſonderes Anlage- und Betriebska⸗ 
pital zugewieſen, ſo iſt vorerſt eine Abgabe von 100 Gulden zu erheben. Die endgültige Verſteuerung 
wird nach Ablauf des erſten vollen Geſchäftsjahres entſprechend dem Verhältnis der Roheinnahmen 
der Zweigniederlaſſung zu denjenigen des Geſamtunternehmens vorgenommen. Der bereits entrichtete 
Betrag gilt als Mindeſtſteuer. 

(2) Im Falle der Erhöhung des Grund: oder Stammkapitals und der Einforderung von Nad: 
ſchüſſen berechnet ſich die Steuer, wenn kein beſonderer Betrag der Zweigniederlaſſung zugewendet 
wird, nach dem auf die Zweigniederlaſſung entfallenden Bruchteil des Kapitalzuwachſes, der ent⸗ 
ſprechend dem Verhältnis der im letzten Geſchäftsjahr erzielten Roheinnahmen der R 
zu denjenigen des Geſamtunternehmens feſtgeſtellt wird. 

(3) Die Steuer wird nur erhoben, wenn die Eintragung in das Handelsregiſter erfolgt iſt. 


8 7 | 
Die Geſellſchaftsſteuer ift auch zu erheben, wenn ein Geſellſchafter oder eine Geſellſchaft, an der er 
als Geſellſchafter beteiligt iſt, Gegenſtände unentgeltlich auf die Geſellſchaft überträgt, ihr Schulden 
erläßt oder ihr Gegenſtände zu einem hinter dem Wert zurückbleibenden Preiſe veräußert, oder wenn 
der Geſellſchaft bei der Amwandlung von Stammaktien in Vorzugsaktien weiteres Kapital zugeführt 
wird. Die Steuer iſt von dem Werte der Leiſtung oder, ſofern ein Entgelt gewährt iſt, von dem Be⸗ 
trage zu entrichten, um den der Wert das Entgelt überſteigt, im Falle der Umwandlung von Stamm⸗ 
aktien in Vorzugsaktien vom Betrage des zugeführten Kapitals. Werden einer Aktiengeſellſchaft eigene 
Aktien, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung eigene Geſchäftsanteile oder einer dieſer Geſell⸗ 
ſchaften eigene Genußſcheine übertragen, ſo wird die Steuer erſt bei der Wiederveräußerung durch 
die Geſellſchaft erhoben, und zwar von dem erzielten Preiſe. 


i 


x 


$ 8 
Die Erhebung der Geſellſchaftsſteuer von Nachſchüſſen ſowie in den Fällen des $ 7 iſt von dem 
Vorhandenſein einer Urkunde nicht abhängig. 
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Artitel II 
Geſellſchaften gelten im Sinne der Geſellſchaftsſteuer als inländiſche, wenn ſie ihren Sitz im Inland 
haben oder der Ort der Leitung ſich im Inland befindet. 


Artikel III 
(1) Die Vorſchriften zu Nr. 2 und 3 des Artikels I des Geſetzes zur Anderung des übernom⸗ 
menen (Reichs-) Stempelgeſetzes vom 18. 3. 1929 (G. Bl. S. 41) ſowie des Artikels I des Geſetzes 
über Weiterbeſtehen des ermäßigten Steuerſatzes bei Errichtung von Kapitalgeſellſchaften und bei 
deren Kapitalerhöhung vom 2. 5. 1931 (G. Bl. S. 67) werden geſtrichen. 
(2) Der Abſatz 3 in Nr. 4 des Artikels I des Geſetzes vom 18. 3. 1929 zur Anderung des 
übernommenen (Reichs-) Stempelgeſetzes erhält folgenden Wortlaut: 

Beteiligt ſich eine Kapitalgeſellſchaft (Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung) als perſönlich haftenden Geſellſchafterin an einer Komman⸗ 
ditgeſellſchaft oder einer anderen, in Tarifnummer 1 A c vorgeſehenen Erwerbsgeſellſchaft, ſo 
wird dieſe Erwerbsgeſellſchaft nach den für die perſönlich haftende Geſellſchafterin geltenden Be⸗ 
ſtimmungen über Kapitalgeſellſchaften (Tar. Nr. 1A a, b) behandelt.“ 

Artikel IV 
Die Befreiungsbeſtimmung in Tar. Nr. 1 A e Ziff. 1 des übernommenen (Reichs⸗) Stempelge⸗ 
ſetzes vom 3. Juli 1913 in der für die Freie Stadt Danzig geltenden Faſſung erhält folgenden Wort⸗ 
laut: 

Befreit find: Verträge über die Überlaſſung von Rechten an dem Geſellſchaftsvermögen an 
Ehegatten, Abkömmlinge, Stiefkinder, Eltern, Voreltern oder Stiefeltern des Überlajjenden ſowie 
an Perſonen, die der Überlaſſende an Kindes Statt angenommen hat oder die den Überlaſſenden 
an Kindes Statt angenommen haben, ſofern nicht die Annahme an Kindes Statt lediglich zum 
Zwecke der Steuererſparung vorgenommen iſt. 

Artikel V 
Die Tar. Nr. 1 B (Kuxe) in der durch Nr. 6 des Geſetzes vom 18. 3. 1929 (G. Bl. S. 41) 
geänderten Faſſung ſowie Ziffer 1 der Tar. Nr. 1 Af des übernommenen Reichsſtempelgeſetzes vom 
3. Juli 1913 in der für die Freie Stadt Danzig geltenden Faſſung werden geſtrichen. 
Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1933 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


50 Flaggenrecht der Staaten ohne Meeresküſte. 

Gemäß Verordnung über die Verkündung der Erklärung über die Anerkennung des Flaggen⸗ 
rechtes der Staaten ohne Meeresküſte vom 13. 10. 32 (G. Bl. S. 739) wird hierdurch bekannt ge⸗ 
macht, daß die genannte Erklärung für die Freie Stadt Danzig mit dem 10. 1. 33 in Kraft ge⸗ 
treten iſt. 

Danzig, den 23. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


51 Inkrafttreten des Übereinkommen zum Schutze des menſchlichen Lebens auf See. 

Gemäß Artikel III des Geſetzes über den Beitritt zum Internationalen Übereinkommen zum 
Schutze des menſchlichen Lebens auf See (Schiffsſicherheitsvertrag London 1929 vom 24. 6. 32 
— G. Bl. für die Freie Stadt Danzig S. 485) wird hiermit bekannt gemacht, daß das genannte Über⸗ 
einkommen für die Freie Stadt Danzig mit Wirkung vom 30. 4. 1933 in Kraft tritt. 

Danzig, den 23. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


E SI —. ͤ —— 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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